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EINFÜHRUNG UND ÜBERBLICK


Die Geschichte der deutschen Verfassung ist eine faszinierende Reise durch die Zeit, eine Reise, die tief in das Herz der deutschen Identität und Staatsbildung führt. Sie ist geprägt von politischen Umbrüchen, gesellschaftlichen Veränderungen und dem unaufhörlichen Bestreben nach Freiheit, Gerechtigkeit und Demokratie. Diese Reise beginnt in einer Zeit, in der Deutschland noch kein vereinigter Nationalstaat war, sondern eine Sammlung von Königreichen, Herzogtümern und freien Städten, die unter der lockeren Struktur des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation zusammengefasst waren.


Das Heilige Römische Reich Deutscher Nation, das vom frühen Mittelalter bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts existierte, war ein komplexes Geflecht territorialer Herrschaften, das von einer Vielzahl von Rechts- und Verfassungsprinzipien geprägt war. Während seiner langen Geschichte erlebte das Reich verschiedene Verfassungsbewegungen, die sowohl auf die zentrale Herrschaft des Kaisers als auch auf die Autonomie der Fürstentümer und Städte abzielten.


Die früheste Form einer "Verfassung" im Heiligen Römischen Reich kann im sogenannten „Reichsgrundgesetz“1 gesehen werden, das eine Sammlung von Gesetzen und Rechtsnormen darstellte. Diese wurden nicht in einem einzigen Dokument festgehalten, sondern entwickelten sich über Jahrhunderte hinweg. Sie regelten unter anderem die Beziehungen zwischen dem Kaiser, den Fürsten, dem Klerus und den freien Städten.


Im 12. und 13. Jahrhundert führten Konflikte zwischen dem Kaiser und den Fürsten zu ersten Ansätzen einer föderalen Struktur im Reich. Die Fürsten strebten nach mehr Autonomie und Einfluss, was in der "Goldenen Bulle" von 1356 gipfelte. Dieses Gesetz regelte die Wahl des Kaisers durch sieben Kurfürsten und stärkte die Position dieser Fürsten erheblich. Es etablierte grundlegende Verfassungsprinzipien, die bis zum Ende des Reiches im Jahr 1806 Bestand hatten.




Die Goldene Bulle, erlassen im Jahr 1356 von Kaiser Karl IV., gilt als eines der bedeutendsten Verfassungsdokumente des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nationen. Sie erhielt ihren Namen aufgrund des goldenen Siegels, das an das Dokument angebracht war, und stellte einen Wendepunkt in der mittelalterlichen Reichsverfassung dar.


Kern der Goldenen Bulle war die Regelung der Königswahl. Sie legte fest, dass sieben Kurfürsten – drei geistliche (der Erzbischof von Mainz, der Erzbischof von Köln und der Erzbischof von Trier) und vier weltliche (der König von Böhmen, der Pfalzgraf bei Rhein, der Herzog von Sachsen und der Markgraf von Brandenburg) – das exklusive Recht hatten, den römisch-deutschen König und zukünftigen Kaiser zu wählen. Dies beseitigte frühere Unsicherheiten und Streitigkeiten bei der Königswahl und stärkte die Macht der Kurfürsten erheblich. Die Goldene Bulle hatte auch Bestimmungen, die die territoriale Integrität und die Erbfolge der Kurfürstentümer regelten. Sie schützte die Territorien der Kurfürsten vor Zerstückelung durch Erbteilung und bestätigte die erbliche Weitergabe ihrer Ämter. Zudem verlieh sie den Kurfürsten weitreichende Hoheitsrechte, wie das Recht zur Münzprägung, zur Erhebung von Zöllen und zur Führung von Krieg. Ein weiterer wichtiger Aspekt der Goldenen Bulle war die Festigung der reichsrechtlichen Stellung der Kurfürsten. Sie wurden zu höchsten Reichsbeamten erhoben und erlangten eine nahezu souveräne Stellung innerhalb ihrer Territorien. Die Goldene Bulle trug somit zur Herausbildung des föderalen Charakters des Reiches bei und legte den Grundstein für die spätere Entwicklung des Reiches hin zu einer lockeren Union souveräner Staaten.


Insgesamt betrachtet, markiert die Goldene Bulle einen Höhepunkt in der Entwicklung des mittelalterlichen Kurfürstenstandes und hatte weitreichende Auswirkungen auf die politische Struktur des Heiligen Römischen Reiches. Sie blieb bis zur Auflösung des Reiches im Jahr 1806 ein zentrales Verfassungsdokument.





Ein weiterer wichtiger Aspekt der Verfassungsbewegung war das Streben nach Rechtsstaatlichkeit und die Entwicklung des Reichskammergerichts im Jahr 1495. Dieses Gericht war eine zentrale Institution zur Beilegung von Konflikten innerhalb des Reiches und repräsentierte den Beginn einer reichsweiten Gerichtsbarkeit.


Das Reichskammergericht entstand im Zuge des Wormser Reichstags von 1495 unter Kaiser Maximilian I. Die Gründung war Teil der sogenannten "Ewigen Landfriedens", einer bedeutenden Rechtsreform, die das Ziel verfolgte, den inneren Frieden im Reich zu stärken und die kaiserliche Autorität zu festigen. Dies war eine Reaktion auf die zunehmende Fehdepraxis, bei der Adlige eigenmächtig Recht durchsetzten.2


Das Reichskammergericht war als Gerichtshof konzipiert, der für die Beilegung von Streitigkeiten zwischen Reichsständen, also Fürsten, Grafen und freien Städten, zuständig war. Es sollte zudem die kaiserliche Gerichtsbarkeit repräsentieren und die Einhaltung des Landfriedens gewährleisten. Das Gericht bestand aus einem Präsidenten, mehreren Beisitzern und Assessoren, die sowohl aus geistlichen als auch weltlichen Reichsständen stammten. Es trug zur Vereinheitlichung des Rechts bei und stärkte die Rechtsstaatlichkeit, indem es willkürliche Fehden eindämmte. Das Gericht beeinflusste auch die Entwicklung des Zivilrechts und des Prozessrechts im Heiligen Römischen Reich.


Im Laufe der Zeit verlor das Reichskammergericht an Einfluss, insbesondere durch den Aufstieg territorialer Gerichte und die zunehmende Macht einzelner Reichsstände. Mit der Auflösung des Heiligen Römischen Reiches im Jahr 1806 endete auch die Existenz des Reichskammergerichts.3


Im 16. Jahrhundert führten die Reformation und die daraus resultierenden religiösen Konflikte zu weiteren verfassungsrechtlichen Entwicklungen. Der Augsburger Religionsfrieden von 1555, der den Konflikt zwischen katholischen und protestantischen Territorien vorläufig beilegte, führte zu einem System der "konfessionellen Parität", das die religiöse Zusammensetzung des Reichstags und anderer Reichsinstitutionen beeinflusste.


Insgesamt waren die Verfassungsbewegungen im Heiligen Römischen Reich weniger durch das Streben nach einer zentralisierten Staatsmacht gekennzeichnet, als vielmehr durch ein Ringen um ein Gleichgewicht zwischen der Macht des Kaisers und den Rechten der Territorialfürsten. Diese komplexen und oft konfliktreichen Beziehungen prägten die politische Struktur des Reiches bis zu seinem Ende im frühen 19. Jahrhundert.


In den frühen Jahren des 19. Jahrhunderts, beeinflusst von den Ideen der Französischen Revolution und den Napoleonischen Kriegen, begannen in diesen deutschen Staaten die ersten Forderungen nach konstitutioneller Regierung laut zu werden. Diese Forderungen waren ein Aufruf nach politischer Teilhabe, Rechtsstaatlichkeit und nationaler Einheit – Themen, die die deutsche Verfassungsgeschichte bis heute durchziehen. Es war eine Zeit des Umbruchs und der Ideale, eine Zeit, in der die Menschen begannen, über die Bedeutung von "Volkssouveränität" und "Rechtsstaat" in einer Weise nachzudenken, die das moderne Deutschland prägen sollte.


Der Wiener Kongress von 1815, der Europa nach den Napoleonischen Kriegen neu ordnete, stellte einen Wendepunkt dar, indem er die politische Landkarte Deutschlands neu zeichnete und den Deutschen Bund schuf – eine Konföderation deutscher Staaten, die jedoch weit von einer echten politischen Einheit entfernt war. In dieser Zeit wurden in einigen deutschen Staaten die ersten Verfassungen verabschiedet, allerdings mit begrenztem Einfluss auf die tatsächliche politische Machtverteilung. Diese frühen Verfassungen waren oft von den herrschenden Monarchen oktroyiert und spiegelten eher die Absicht, das aufkommende bürgerliche Unruhepotential zu kontrollieren, als ein echtes Streben nach Demokratie wider.


Die Revolution von 1848/1849 war ein weiterer entscheidender Moment in der deutschen Verfassungsgeschichte. Angestoßen von einem Mix aus wirtschaftlichen Notlagen, nationalistischen Bestrebungen und demokratischen Idealen, forderten die Revolutionäre grundlegende Rechte und eine nationale Einigung Deutschlands. Die Paulskirchenverfassung, benannt nach dem Ort ihrer Ausarbeitung, der Frankfurter Paulskirche, war ein ehrgeiziger Versuch, eine liberale und demokratische Ordnung für ein vereinigtes Deutschland zu schaffen. Sie war die erste gesamtdeutsche Verfassung und stellte einen Meilenstein in der Geschichte des Konstitutionalismus dar. Obwohl die Revolution letztendlich scheiterte und die Paulskirchenverfassung nie in Kraft trat, legte sie doch wichtige Grundsteine für die zukünftige Verfassungsentwicklung.


Nach dem Scheitern der Revolution von 1848/49 und der Paulskirchenverfassung trat eine Phase politischer Restauration ein, in der die alten Mächte wieder an Stärke gewannen. Doch die Ideen der Freiheit und nationalen Einheit, die in der Revolution zum Ausdruck gekommen waren, blieben im Bewusstsein der Menschen verankert. Diese Ideale fanden schließlich in der Gründung des Deutschen Kaiserreichs im Jahr 1871 eine neue Form, wenn auch in einer Gestalt, die sich deutlich von den demokratischen Träumen der Revolutionäre unterschied.


Das Kaiserreich, gegründet nach dem Sieg Preußens und seiner Verbündeten im Deutsch-Französischen Krieg, war eine föderale Monarchie unter der Führung des Preußischen Königs, der auch Deutscher Kaiser wurde. Die Verfassung des Kaiserreichs, die Bismarcksche Reichsverfassung, bildete die rechtliche Grundlage für dieses neue Deutschland. Sie war ein Kompromiss zwischen den autoritären und föderalen Traditionen Preußens und den liberalen, nationalen Bestrebungen, die seit 1848 an Bedeutung gewonnen hatten. Die Verfassung sah ein Zweikammersystem vor – den Bundesrat, der die einzelnen Bundesstaaten vertrat, und den Reichstag, ein Parlament, das durch allgemeine männliche Wahlen bestimmt wurde. Obwohl der Reichstag gesetzgebende Befugnisse hatte, blieben die wirklichen Machtstrukturen fest in den Händen des Kaisers und der ihm untergeordneten Regierung.


Die Verfassung des Kaiserreichs war in vielerlei Hinsicht fortschrittlich, insbesondere in Bezug auf das Wahlrecht. Sie legte jedoch auch den Grundstein für politische Spannungen und Konflikte, die die Zeit bis zum Ende des Kaiserreichs prägen sollten. Die politische Struktur des Kaiserreichs ermöglichte keine vollständige parlamentarische Kontrolle und begrenzte den politischen Einfluss der demokratisch gewählten Abgeordneten. Diese Einschränkungen führten zu einer ständigen Spannung zwischen den demokratischen Bestrebungen der Bevölkerung und der autoritären Regierung.


Der Erste Weltkrieg und die damit einhergehenden sozialen und politischen Erschütterungen führten schließlich zum Zusammenbruch des Kaiserreichs und zum Beginn einer neuen Ära in der deutschen Verfassungsgeschichte – der Weimarer Republik. Die Weimarer Verfassung, die 1919 in Kraft trat, war ein ehrgeiziger Versuch, Deutschland in eine vollständige parlamentarische Demokratie zu verwandeln. Sie gewährte umfassende Grundrechte und Freiheiten, führte das allgemeine Wahlrecht für Frauen und Männer ein und etablierte ein modernes parlamentarisches System mit einem gewählten Präsidenten und einem Reichskanzler, der vom Parlament abhängig war.


Die Weimarer Republik war ein Experiment in Demokratie in einer Zeit, die von wirtschaftlichen Schwierigkeiten, politischer Instabilität und dem Erbe des verlorenen Krieges geprägt war. Die Weimarer Verfassung war fortschrittlich und demokratisch, hatte aber auch Schwächen, die von politischen Extremisten ausgenutzt wurden. Das System des Verhältniswahlrechts führte zu einer Zersplitterung der politischen Landschaft, und die Verfassung enthielt Notstandsbestimmungen, die es dem Präsidenten ermöglichten, in Krisenzeiten per Dekret zu regieren – ein Werkzeug, das später zur Aushöhlung der Demokratie beitrug.


Die Weimarer Republik, trotz ihrer demokratischen Ambitionen, konnte die politischen und wirtschaftlichen Turbulenzen der 1920er und frühen 1930er Jahre nicht überstehen. Die Machtübernahme der Nationalsozialisten im Jahr 1933 markierte das Ende der Weimarer Demokratie und den Beginn einer der dunkelsten Epochen in der deutschen Geschichte. Unter der Führung Adolf Hitlers wurde die Weimarer Verfassung systematisch ausgehöhlt, und Deutschland verwandelte sich in eine totalitäre Diktatur. Die Grundrechte wurden außer Kraft gesetzt, die Gewaltenteilung abgeschafft und jegliche politische Opposition brutal unterdrückt.


Die Zeit des Nationalsozialismus war eine Zeit des Schreckens und der Zerstörung, die in den Gräueltaten des Zweiten Weltkriegs und des Holocaust gipfelte. Diese Jahre hinterließen eine tiefe Narbe in der deutschen Gesellschaft und stellten eine Zäsur in der deutschen Verfassungsgeschichte dar. Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs im Jahr 1945 stand Deutschland vor der Aufgabe, sich neu zu erfinden und eine politische Ordnung aufzubauen, die die Fehler der Vergangenheit vermeiden und eine stabile, demokratische Zukunft sichern würde.


Die Gründung der Bundesrepublik Deutschland im Jahr 1949 und die Verabschiedung des Grundgesetzes waren entscheidende Schritte auf diesem Weg. Das Grundgesetz, ursprünglich als provisorische Verfassung konzipiert, bis eine Wiedervereinigung Deutschlands möglich wäre, erwies sich als so robust und anpassungsfähig, dass es bis heute die Verfassung Deutschlands geblieben ist. Das Grundgesetz stellte eine bewusste Abkehr von den Fehlern der Weimarer Republik und den Schrecken des Nationalsozialismus dar. Es legte einen starken Fokus auf den Schutz der Grundrechte und die Gewährleistung der Rechtsstaatlichkeit.


Eine der bedeutendsten Neuerungen des Grundgesetzes war die Einführung des Bundesverfassungsgerichts, einer unabhängigen Instanz zur Überwachung der Einhaltung des Grundgesetzes. Dieses Gericht hat seitdem eine zentrale Rolle in der deutschen Demokratie gespielt, indem es die Rechte der Bürger schützt und die Balance zwischen den verschiedenen Staatsgewalten sichert. Das Grundgesetz etablierte auch ein konstruktives Misstrauensvotum, um politische Stabilität zu gewährleisten und die Erfahrungen der Weimarer Republik, in der Regierungen häufig wechselten, zu vermeiden.


Die Nachkriegsjahre waren auch geprägt von der Teilung Deutschlands in die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik (DDR). Während das Grundgesetz in Westdeutschland eine liberale Demokratie begründete, etablierte die DDR im Osten eine sozialistische Staatsform unter der Vorherrschaft der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands (SED). Die Verfassung der DDR, die mehrmals geändert wurde, spiegelte die sozialistischen Ideale und die enge Bindung an die Sowjetunion wider. Sie stand jedoch in starkem Kontrast zu den demokratischen und freiheitlichen Werten des Grundgesetzes.


Die friedliche Revolution in der DDR im Jahr 1989 und die anschließende Wiedervereinigung Deutschlands im Jahr 1990 markierten einen weiteren entscheidenden Wendepunkt in der deutschen Verfassungsgeschichte. Die Wiedervereinigung war nicht nur ein politisches und soziales Ereignis von enormer Tragweite, sondern stellte auch eine verfassungsrechtliche Herausforderung dar. Die Integration der DDR in die Bundesrepublik erfolgte durch den Beitritt der ostdeutschen Länder zum Geltungsbereich des Grundgesetzes, wodurch das Grundgesetz zur Verfassung des gesamten wiedervereinigten Deutschlands wurde.


Die Wiedervereinigung führte auch zu wichtigen Veränderungen im Grundgesetz. Diese Änderungen betrafen unter anderem die Neugliederung der Länder, die Übernahme bestimmter sozialstaatlicher Prinzipien der DDR in das Grundgesetz und die Anpassung an die veränderte geopolitische Situation nach dem Ende des Kalten Krieges. Trotz dieser Veränderungen blieben die grundlegenden Prinzipien des Grundgesetzes – Menschenwürde, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Föderalismus – unverändert.


In den Jahren seit der Wiedervereinigung hat das Grundgesetz seine Stärke und Flexibilität unter Beweis gestellt. Es hat Deutschland durch verschiedene politische, wirtschaftliche und soziale Herausforderungen geführt, von der Globalisierung über die europäische Integration bis hin zu den Herausforderungen des 21. Jahrhunderts wie der Digitalisierung und der Bewältigung von Umweltfragen. Das Bundesverfassungsgericht hat dabei eine Schlüsselrolle gespielt, indem es die Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen und Regierungsaktionen überwacht und die Grundrechte der Bürger verteidigt hat.


Heute steht die deutsche Verfassungsgeschichte nicht nur für die Entwicklung von Rechtsstaatlichkeit und Demokratie in Deutschland, sondern auch für die Fähigkeit einer Gesellschaft, aus ihrer Vergangenheit zu lernen und sich ständig weiterzuentwickeln. Das Grundgesetz ist mehr als nur ein rechtliches Dokument; es ist ein Symbol für die Werte und Ideale, die das moderne Deutschland definieren.


Die Zukunft der deutschen Verfassung wird weiterhin von den Herausforderungen und Möglichkeiten geprägt sein, die sich aus dem sich wandelnden nationalen und internationalen Umfeld ergeben. Die deutsche Verfassungsgeschichte lehrt uns, dass Verfassungen lebendige Dokumente sind, die sich an neue Gegebenheiten anpassen müssen, um relevant und wirksam zu bleiben. Die anhaltende Debatte über Verfassungsreformen, die Anpassung an europäische und internationale Standards und die Notwendigkeit, auf neue gesellschaftliche Herausforderungen zu reagieren, werden auch in Zukunft eine wichtige Rolle in der Entwicklung der deutschen Verfassung spielen.


Definition des Verfassungsbegriffs


Historische Entwicklung


Die Idee der Verfassung hat eine lange Geschichte, die bis in die Antike zurückreicht. Doch der moderne Verfassungsbegriff, wie wir ihn heute kennen, entwickelte sich vor allem im Zuge der Aufklärung und der demokratischen Revolutionen des 18. und 19. Jahrhunderts. Markante Beispiele sind die US-amerikanische Verfassung von 1787, die als eine der ältesten schriftlichen Verfassungen gilt, und die französische Déclaration des droits de l'homme et du citoyen von 1789, die grundlegende Menschen- und Bürgerrechte proklamierte.


Der Begriff "Verfassung" als solcher wurde nicht von einer einzelnen Person definiert, sondern hat sich über Jahrhunderte hinweg entwickelt und wurde von verschiedenen Rechtsgelehrten, Philosophen und Staatsmännern geprägt und interpretiert. Die Konzeption und das Verständnis von Verfassungen haben sich im Laufe der Geschichte gewandelt, beeinflusst durch politische Theorien, historische Ereignisse und gesellschaftliche Veränderungen.


Einige wichtige Denker, die sich mit dem Konzept der Verfassung auseinandergesetzt haben, sind:




	
Aristoteles: In der Antike betrachtete Aristoteles in seiner "Politik" die Verfassung (griechisch: politeia) als die grundlegende Organisation eines Staates, die dessen Charakter definiert. Er unterschied verschiedene Verfassungsformen basierend auf der Anzahl der Herrschenden und deren Zielsetzung.


	
John Locke: Im 17. Jahrhundert legte John Locke mit seinen Werken, insbesondere dem "Second Treatise of Government", wichtige Grundlagen für die moderne Verfassungstheorie. Er argumentierte für die Trennung der Gewalten und die Notwendigkeit einer gesetzlichen Regelung, um die natürlichen Rechte des Individuums zu schützen.


	
Charles de Montesquieu: Inspiriert durch Lockes Ideen, entwickelte Montesquieu in "Vom Geist der Gesetze" (1748) die Lehre von der Gewaltenteilung weiter, die ein zentrales Prinzip in modernen Verfassungen darstellt.


	
James Madison, Alexander Hamilton und John Jay: Diese amerikanischen Staatsmänner, die unter dem Pseudonym "Publius" die Federalist Papers verfassten, leisteten entscheidende Beiträge zum modernen Verständnis einer Verfassung, indem sie die Prinzipien und den Aufbau der US-Verfassung erläuterten.


	
Immanuel Kant: Auch der deutsche Philosoph Kant hat mit seiner Rechts- und Staatsphilosophie zur Idee der Verfassung beigetragen, indem er die Prinzipien der Freiheit, Gleichheit und Unabhängigkeit betonte.





Diese und viele andere Denker haben durch ihre Werke und Theorien das Konzept der Verfassung geformt und weiterentwickelt. Es gibt keine einzelne Definition, die universell anerkannt ist, da das Verständnis von Verfassungen kontextabhängig ist und sich mit den politischen, sozialen und ökonomischen Gegebenheiten einer Gesellschaft weiterentwickelt.


Eine Verfassung stellt das fundamentale Rechtsdokument eines Staates dar und verkörpert die rechtliche und ideelle Grundordnung, in der die wesentlichen Staatsziele, die Organisations- und Funktionsweise der Staatsgewalt sowie die grundlegenden Rechte und Pflichten der Bürgerinnen und Bürger festgeschrieben sind. In einer Verfassung spiegelt sich das Selbstverständnis einer Gesellschaft wider, und sie fungiert als ein leitendes Prinzip, das die Identität und die Werte eines Staates zum Ausdruck bringt.


Struktur und Inhalt einer Verfassung


Im Allgemeinen umfasst eine Verfassung verschiedene Abschnitte, die die Staatsorganisation, die Aufteilung und Ausübung der staatlichen Gewalten, die Beziehungen zwischen diesen Gewalten und die grundlegenden Rechte der Bürgerinnen und Bürger definieren. Sie beinhaltet oft eine Präambel, die historische, philosophische und ideologische Grundlagen skizziert und die Absichten sowie Ziele der Verfassung hervorhebt. Es folgen Artikel oder Abschnitte, die die Verfassungsorgane, deren Kompetenzen und Verfahrensweisen definieren, die Beziehungen zwischen Staat und Bürger regeln und individuelle sowie kollektive Freiheiten und Rechte garantieren.


Funktionen einer Verfassung


Die Verfassung erfüllt mehrere grundlegende Funktionen:




	
Ordnungsfunktion: Die Verfassung strukturiert den Staatsaufbau und legt fest, wie die staatlichen Organe zusammengesetzt sind, wie sie funktionieren und wie sie interagieren. Diese Ordnung dient dazu, ein klares und effizientes Regierungssystem zu schaffen, in dem die Machtverteilung und -kontrolle definiert und gesichert ist.


	
Legitimationsfunktion: Als höchstrangiges Rechtsdokument legitimiert die Verfassung das politische System und die Staatsgewalt. Sie verleiht dem Staat und seinen Institutionen Autorität und Rechtmäßigkeit, indem sie die Ausübung staatlicher Macht an die Einhaltung der in der Verfassung festgelegten Regeln und Verfahren bindet.


	
Grundrechtsfunktion: Durch die Verankerung von Grundrechten und -freiheiten gewährt die Verfassung den Bürgerinnen und Bürgern Schutz vor willkürlicher Staatsgewalt und sichert individuelle Autonomie und Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. Diese Grundrechte bilden die Basis für die Entfaltung der Persönlichkeit und die Teilnahme am demokratischen Prozess.


	
Anpassungs- und Integrationsfunktion: Eine Verfassung muss in der Lage sein, auf Veränderungen in der Gesellschaft zu reagieren und diese zu integrieren, um dauerhaft Bestand zu haben. Sie dient als Integrationsinstrument, das unterschiedliche Interessen, Werte und Überzeugungen innerhalb einer Gesellschaft in Einklang bringt und einen gemeinsamen Rahmen für das Zusammenleben schafft.


	
Kontroll- und Begrenzungsfunktion: Die Verfassung setzt der Staatsgewalt Grenzen und etabliert Mechanismen zu ihrer Kontrolle, um Machtmissbrauch und Tyrannis zu verhindern. Die Gewaltenteilung und die Möglichkeit zur verfassungsrechtlichen Überprüfung staatlicher Maßnahmen sind wesentliche Aspekte dieser Funktion.





Typen von Verfassungen


Verfassungen können in ihrer Entstehung, Form und Flexibilität variieren. Man unterscheidet zwischen geschriebenen und ungeschriebenen Verfassungen, wobei erstere in einem einzigen Dokument fixiert sind, während letztere auf einer Reihe von Gesetzen, Konventionen und Gerichtsentscheidungen beruhen. Zudem gibt es starre und flexible Verfassungen, wobei starre Verfassungen nur durch aufwendige Verfahren geändert werden können, während flexible Verfassungen einfacher anzupassen sind.


Eine Verfassung bildet das rechtliche und ideologische Fundament eines Staates und spielt eine entscheidende Rolle in der Organisation und Kontrolle der Staatsmacht, im Schutz der Grundrechte sowie in der Schaffung eines gemeinsamen des Staates sowie die grundlegenden Rechte und Pflichten seiner Bürgerinnen und Bürger festgelegt sind. Sie ist die höchste Norm im Rechtssystem eines Landes und bildet das Fundament für alle weiteren Gesetze und rechtlichen Bestimmungen. Ihre Aufgabe ist es, eine dauerhafte und stabile Ordnung zu gewährleisten, die sowohl die Regierung als auch die Regierten bindet und orientiert.


Verfassungen können sowohl geschrieben als auch ungeschrieben sein, wobei die meisten modernen Staaten eine kodifizierte Verfassung besitzen. Eine geschriebene Verfassung ist ein formelles Dokument, das in einem feierlichen Verfahren erstellt und in der Regel durch ein besonderes Verfahren geändert werden kann. Eine ungeschriebene Verfassung basiert hingegen auf Gewohnheiten, Traditionen, Gerichtsentscheidungen und gesetzlichen Regelungen, die über die Zeit eine anerkannte Autorität erlangt haben.


Inhalt und Struktur


Eine typische Verfassung gliedert sich in verschiedene Teile, die jeweils unterschiedliche Aspekte des Staatslebens regeln. Dazu gehören üblicherweise:




	
Präambel: Ein einleitender Text, der die grundlegenden Werte und Ziele des Gemeinwesens zum Ausdruck bringt und oft auch einen historischen Kontext oder eine Legitimationsbasis liefert.


	
Organisationsstruktur des Staates: Die Definition der Staatsform (z.B. Demokratie, Monarchie) und die Ausgestaltung der Staatsorgane (Legislative, Exekutive, Judikative) sowie deren Zuständigkeiten und Beziehungen untereinander.


	
Grundrechte und Freiheiten: Die Auflistung und Gewährleistung fundamentaler Rechte und Freiheiten der Individuen, wie Meinungsfreiheit, Gleichheit vor dem Gesetz oder Schutz vor willkürlicher Verhaftung.


	
Staatsbürgerliche Pflichten: Die Festlegung von Pflichten, die die Bürgerinnen und Bürger gegenüber dem Staat und der Gesellschaft haben.


	
Verfassungsänderung: Die Vorschriften, nach denen die Verfassung geändert werden kann, was in der Regel schwieriger ist als die Änderung einfacher Gesetze, um die Stabilität der Verfassungsordnung zu sichern.





Bedeutung und Funktion


Die Verfassung erfüllt mehrere fundamentale Funktionen:




	
Ordnungsfunktion: Sie schafft eine klare und stabile Rechtsordnung, die die Organisation und Funktionsweise des Staates bestimmt.


	
Schutzfunktion: Sie schützt die Grundrechte der Individuen gegenüber dem Staat und sichert somit die Freiheit und Würde des Einzelnen.


	
Legitimationsfunktion: Sie dient als Quelle der Legitimität für die politische Ordnung und deren Autorität, indem sie einen Konsens über die grundlegenden Werte und Regeln herstellt.


	
Integrations- und Identitätsfunktion: Sie fördert die politische Integration und die Identifikation der Bürgerinnen und Bürger mit ihrem Staat.





In einer Zeit zunehmender Globalisierung und internationaler Verflechtung gewinnen auch überstaatliche Verfassungsordnungen an Bedeutung, die supranationale Organisationen wie die Europäische Union regeln. Diese Entwicklungen stellen neue Herausforderungen an das Verfassungsrecht und seine Interpretation in einem sich wandelnden globalen Kontext.


Die Verfassung ist das rechtliche und moralische Fundament eines Staates, das die Machtverhältnisse regelt, die Freiheit des Einzelnen schützt und die kollektive Identität fördert. Ihre Rolle und Bedeutung im politischen System ist unverzichtbar für die Aufrechterhaltung von Ordnung, Gerechtigkeit und demokratischen Werten in der Gesellschaft.





1 i.S. von Reichsgrundrechten oder Reichsabschieden, die die legislative Grundlage des Reiches bildeten


2 Dieter Werkmüller: „Reichskammergericht“, in: Albrecht Cordes et al. (Hrsg.), Handwörterbuch zur deutschen Rechtsgeschichte, 2., völlig überarbeitete und erweiterte Auflage, Band IV, Erich Schmidt Verlag, Berlin 2016


3 Heinz Angermeier: Das alte Reich in der deutschen Geschichte: Studien über Kontinuitäten und Zäsuren, Beck, München 1991









1. FRÜHE VERFASSUNGSENTWICKLUNG (BIS 1871)


Die Entwicklung der deutschen Verfassungen bis zum Jahr 1871 ist eine Geschichte von politischen Kämpfen, geistigen Umbrüchen und dem langsamen, aber stetigen Voranschreiten hin zu einer modernen Staatsform. Diese Periode war geprägt von der Transformation des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation, das sich aus einer Vielzahl von Territorien mit unterschiedlichen Regierungsformen zusammensetzte, hin zu einem konstitutionellen und später national vereinigten Deutschland.


Im späten 18. und frühen 19. Jahrhundert war das Heilige Römische Reich eine komplexe politische Struktur, die aus Hunderten von unabhängigen Territorien bestand, von großen Königreichen wie Preußen und Bayern bis hin zu kleinen Grafschaften und freien Reichsstädten. Diese Struktur war ein Überbleibsel des Mittelalters, und trotz einiger Versuche, die zentrale Autorität des Kaisers zu stärken, blieb die Macht in diesem Reich stark dezentralisiert.4


Die Ideen der Aufklärung und die revolutionären Ereignisse in Frankreich am Ende des 18. Jahrhunderts hatten tiefgreifende Auswirkungen auf das politische Denken in Deutschland. Die Französische Revolution, mit ihren Forderungen nach Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit, inspirierte viele deutsche Intellektuelle und politische Aktivisten, die begannen, ähnliche Reformen für ihre eigenen Territorien zu fordern. Diese Ideen fanden jedoch in den absolutistisch regierten Staaten des Heiligen Römischen Reiches wenig Anklang bei den herrschenden Monarchen.


Die napoleonischen Kriege (1803-1815) brachten dramatische Veränderungen für Deutschland. Napoleon Bonaparte, der nach seinen Siegen über mehrere deutsche Staaten zum Herrscher über große Teile Europas aufgestiegen war, führte eine Reihe von territorialen Umstrukturierungen in Deutschland durch. Der Reichsdeputationshauptschluss von 1803 und die spätere Gründung des Rheinbundes im Jahr 1806, der das Ende des Heiligen Römischen Reiches markierte, führten zur Auflösung vieler kleinerer Territorien und zur Stärkung der größeren Staaten.




Der Reichsdeputationshauptschluss, erlassen am 25. Februar 1803, war ein bedeutender verfassungsrechtlicher Akt im Heiligen Römischen Reich Deutscher Nationen, der eine grundlegende territoriale und strukturelle Neuordnung des Reiches zur Folge hatte. Dieses Gesetz war eine direkte Antwort auf die politischen und territorialen Veränderungen, die sich aus den Koalitionskriegen und dem Vordringen Napoleons in Europa ergaben.


Der Reichsdeputationshauptschluss wurde vom Reichstag in Regensburg beschlossen und zielte darauf ab, die deutschen Fürsten für die Verluste ihrer linksrheinischen Gebiete zu entschädigen, die infolge der Friedensverträge von Campo Formio (1797) und Lunéville (1801) an Frankreich gefallen waren. Die Entschädigung erfolgte hauptsächlich durch die Säkularisation geistlicher Territorien und die Mediatisierung kleinerer Reichsstände. Die Säkularisation bedeutete die Einziehung geistlicher Fürstentümer, Bistümer und Klöster, deren Besitz und Herrschaftsrechte an weltliche Fürsten übertragen wurden. Dies führte zur Auflösung zahlreicher geistlicher Staaten, darunter das Erzstift Köln und das Bistum Mainz. Die Mediatisierung hingegen betraf die Eingliederung kleinerer weltlicher Fürstentümer, Grafschaften und Reichsstädte in größere Territorialstaaten, was zu einer deutlichen Reduzierung der Anzahl selbstständiger Reichsstände führte. Der Reichsdeputationshauptschluss markierte einen entscheidenden Wendepunkt in der Verfassungsgeschichte des Heiligen Römischen Reiches. Er führte zu einer erheblichen Machtkonzentration bei größeren Staaten wie Preußen, Bayern und Württemberg und schwächte die institutionelle Struktur des Reiches. Die Neuordnung begünstigte den Aufstieg größerer, souveräner Territorialstaaten und ebnete den Weg für die spätere Gründung des Deutschen Bundes im Jahr 1815, nachdem das Heilige Römische Reich 1806 aufgelöst wurde.


Insgesamt stellte der Reichsdeputationshauptschluss eine fundamentale Umgestaltung der politischen Landkarte des deutschen Raums dar und war ein entscheidender Schritt in Richtung der Modernisierung und Nationalstaatsbildung in Deutschland.


Der Rheinbund, gegründet im Jahr 1806, markiert einen bedeutenden Wendepunkt in der Geschichte des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation und der europäischen Staatenwelt zu Beginn des 19. Jahrhunderts. Dieses politische Bündnis, initiiert von Napoleon Bonaparte, führte zur Neuordnung der territorialen Strukturen in Deutschland und hatte weitreichende Auswirkungen auf die politische Landschaft Europas.


Der Rheinbund entstand aus den politischen Umwälzungen, die durch die Napoleonischen Kriege in Europa ausgelöst wurden. Napoleon strebte eine Neustrukturierung Deutschlands an, um seinen Einflussbereich zu erweitern und eine Pufferzone gegenüber seinen Gegnern, insbesondere Österreich und Preußen, zu schaffen. Am 12. Juli 1806 unterzeichneten Vertreter von 16 deutschen Staaten in Paris die Rheinbundakte, die formell die Gründung des Rheinbundes besiegelte.5


Der primäre Zweck des Rheinbundes war es, die politische Landkarte Deutschlands im Sinne Napoleons neu zu gestalten. Die Mitgliedsstaaten erklärten ihren Austritt aus dem Heiligen Römischen Reich und ihre Souveränität unter dem Schutz Frankreichs. Der Rheinbund diente als Instrument für Napoleon, um seinen Einfluss in Zentraleuropa zu sichern und seine Feinde zu schwächen. Die Gründungsmitglieder des Rheinbundes waren vor allem mittlere und kleinere deutsche Staaten, darunter Bayern, Württemberg, Baden, Hessen-Darmstadt, Nassau und verschiedene thüringische Staaten. Später traten weitere Staaten bei, so dass der Rheinbund schließlich 39 Mitglieder umfasste. An der Spitze des Bundes stand Napoleon als "Protektor", während die Mitgliedsstaaten durch die Rheinbundakte eine gewisse Eigenständigkeit erhielten, die jedoch durch die französische Hegemonie eingeschränkt war. Der Rheinbund hatte weitreichende Folgen für Deutschland und Europa. Er führte zur Auflösung des Heiligen Römischen Reiches, das 1806 durch Kaiser Franz II. formell beendet wurde. Die Neuordnung stärkte die territorialen Staaten auf Kosten des Reichs und führte zu Modernisierungsprozessen, insbesondere in Verwaltung und Rechtswesen. Gleichzeitig verstärkte der Rheinbund die Abhängigkeit dieser Staaten von Frankreich und legte den Grundstein für die spätere nationale Einigungsbewegung in Deutschland.





Einer der interessanten Aspekte dieser Periode war die Einführung von Verfassungen in einigen der von Napoleon geschaffenen Staaten. Obwohl diese Verfassungen oft von oben herab oktroyiert wurden und der Machterhaltung dienten, stellten sie doch einen wichtigen Schritt in Richtung moderner Staatlichkeit dar. Sie boten einen Rahmen für die Regierung und begannen, die Prinzipien von Rechtsstaatlichkeit und begrenzter Monarchie zu etablieren.


Nach dem Sturz Napoleons und der Restauration auf dem Wiener Kongress im Jahr 1815 wurde der Deutsche Bund gegründet – ein lockerer Zusammenschluss deutscher Staaten, der die politische Ordnung nach dem Ende des Heiligen Römischen Reiches neu definierte.




Der Wiener Kongress wurde einberufen, um die durch die Napoleonischen Kriege verursachten territorialen und politischen Umwälzungen in Europa zu ordnen und ein Gleichgewicht der Mächte herzustellen. Ziel war es, eine dauerhafte Friedensordnung zu schaffen, die Stabilität und Kooperation zwischen den Nationen gewährleisten sollte. Zu den Hauptakteuren des Wiener Kongresses gehörten die Vertreter der fünf Großmächte: Österreich (Fürst Metternich), Preußen (Fürst Hardenberg und Karl August von Hardenberg), Russland (Zar Alexander I.), Großbritannien (Lord Castlereagh) und Frankreich (Charles-Maurice de Talleyrand). Diese Staaten spielten eine führende Rolle bei den Verhandlungen und Entscheidungen.6 Der Wiener Kongress führte zu zahlreichen territorialen Neuordnungen und politischen Vereinbarungen. Dazu gehörten die Wiederherstellung der Vor-Napoleonischen Grenzen in vielen Gebieten, die Gründung des Deutschen Bundes als Nachfolger des Heiligen Römischen Reiches und die Neuordnung Italiens. Auch wurden Polen und Finnland neu zugeordnet, und die Schweiz erhielt eine Garantie ihrer Neutralität. Der Wiener Kongress legte den Grundstein für die „Konzert der Mächte“-Doktrin, die eine Balance der Mächte und die diplomatische Konfliktlösung in den Vordergrund stellte. Diese Ordnung blieb bis zum Ausbruch des Ersten Weltkriegs 1914 weitgehend bestehen. Der Kongress trug auch zur Entstehung des Nationalismus und der Unabhängigkeitsbewegungen in Europa bei, da viele Völker sich unter fremder Herrschaft wiederfanden.





In dieser Zeit gab es verschiedene Ansätze zur Verfassungsentwicklung in den einzelnen deutschen Staaten. Einige Staaten, wie Bayern und Baden, erließen in den Jahren nach 1815 relativ liberale Verfassungen, die eine konstitutionelle Monarchie etablierten und die Rechte des Adels und des Bürgertums festlegten. Diese Verfassungen waren ein wichtiger Schritt in Richtung moderner Staatlichkeit und spiegelten die wachsenden bürgerlichen Forderungen nach politischer Teilhabe wider.


Die Zeit nach dem Wiener Kongress war in Deutschland von einem Spannungsverhältnis zwischen den restaurativen Kräften und den liberalen, nationalistischen Bewegungen geprägt. Die Herrscher der verschiedenen deutschen Staaten versuchten, die alte Ordnung wiederherzustellen und ihre Macht zu sichern, während ein wachsender Teil der Bevölkerung, insbesondere das gebildete Bürgertum, nach mehr politischer Teilhabe und nationaler Einheit strebte. Dies führte zu einer zunehmenden Politisierung der Gesellschaft und legte den Grundstein für die revolutionären Ereignisse von 1848/49.


In dieser Zeit wurden in einigen deutschen Staaten weitere Verfassungen verabschiedet. Beispielsweise führte Preußen 1848, unter dem Druck der revolutionären Bewegung, eine Verfassung ein, die jedoch vom König oktroyiert und daher von vielen Liberalen als unzureichend angesehen wurde. Diese Verfassung etablierte zwar ein Zweikammersystem und gewisse Grundrechte, behielt aber die entscheidenden Machtbefugnisse beim König. In anderen Staaten wie Sachsen und Hannover wurden ebenfalls Verfassungen eingeführt, die die traditionelle monarchische Macht mit einem gewissen Maß an parlamentarischer Beteiligung verbanden.


Die Revolution von 1848/49 war ein Wendepunkt in der deutschen Verfassungsgeschichte. Ausgelöst durch eine Kombination von wirtschaftlichen Problemen, politischer Unterdrückung und nationalistischen Bestrebungen, führte sie zu einer Welle von Protesten und Aufständen in ganz Deutschland. Die Revolutionäre forderten demokratische Reformen, eine nationale Verfassung und die Einigung der deutschen Staaten. In der Folge wurde die Nationalversammlung in der Frankfurter Paulskirche einberufen, die den Auftrag hatte, eine Verfassung für ein vereinigtes Deutschland zu schaffen.


Die Paulskirchenverfassung, die 1849 verabschiedet wurde, war ein bemerkenswertes Dokument und das erste ernsthafte Bestreben, eine gesamtdeutsche Verfassung zu schaffen. Sie sah eine konstitutionelle Monarchie mit einem gewählten Parlament vor und beinhaltete fortschrittliche Bestimmungen wie das allgemeine Wahlrecht für Männer, Grundrechte und die Gewaltenteilung. Obwohl die Paulskirchenverfassung letztlich scheiterte – hauptsächlich aufgrund des Widerstands der einzelnen deutschen Fürsten und des preußischen Königs –, hatte sie doch einen tiefgreifenden Einfluss auf die spätere Verfassungsentwicklung in Deutschland.


Nach dem Scheitern der Revolution und der Paulskirchenverfassung setzte eine Periode der politischen Reaktion ein. Viele der liberalen Errungenschaften wurden zurückgenommen, und die Herrscher der deutschen Staaten versuchten, ihre Autorität zu festigen. Dennoch blieben die Ideen der nationalen Einheit und der liberalen Reformen im kollektiven Bewusstsein der Deutschen lebendig und sollten in den kommenden Jahrzehnten eine wichtige Rolle spielen.


Die Zeit nach der gescheiterten Revolution von 1848/49 war in Deutschland eine Ära der politischen Restauration und Konsolidierung. Die deutschen Fürsten hatten die revolutionären Bestrebungen erfolgreich unterdrückt, aber die Forderungen nach nationaler Einheit und liberalen Reformen konnten nicht vollständig ignoriert werden. In den folgenden Jahren wurden in einigen deutschen Staaten Verfassungsreformen durchgeführt, die zwar oft hinter den Forderungen der Liberalen zurückblieben, aber dennoch wichtige Schritte in Richtung moderner Staatlichkeit darstellten.


In Preußen, dem mächtigsten deutschen Staat, kam es zu wichtigen politischen Entwicklungen, die die deutsche Verfassungsgeschichte maßgeblich beeinflussen sollten. König Friedrich Wilhelm IV., der zunächst eine liberale Verfassung abgelehnt hatte, sah sich aufgrund innerer und äußerer Druckverhältnisse gezwungen, 1850 eine Verfassung einzuführen. Diese Verfassung, die oft als "oktroyierte Verfassung" bezeichnet wird, etablierte ein Zweikammersystem mit einem Abgeordnetenhaus und einem Herrenhaus, beschränkte aber dennoch die Macht des Parlaments und sicherte die Vorherrschaft des Königs.7


Die 1860er Jahre waren eine Zeit des politischen und militärischen Wandels in Deutschland, die von der zunehmenden Macht Preußens unter Otto von Bismarck geprägt war. Bismarck, der 1862 zum preußischen Ministerpräsidenten ernannt wurde, verfolgte eine Politik der "Blut-und-Eisen", um die deutsche Einigung unter preußischer Führung zu erreichen. Seine Politik führte zu einer Reihe von Kriegen – dem Deutsch-Dänischen Krieg (1864), dem Deutschen Krieg (1866) und schließlich dem Deutsch-Französischen Krieg (1870-1871) –, die die politische Landkarte Deutschlands grundlegend veränderten.


Die entscheidende Wende kam mit dem Sieg Preußens im Deutschen Krieg gegen Österreich und dessen Verbündete. Der Krieg führte zur Auflösung des Deutschen Bundes und zur Gründung des Norddeutschen Bundes, einer von Preußen dominierten föderalen Struktur, die die norddeutschen Staaten umfasste. Die Verfassung des Norddeutschen Bundes, die 1867 in Kraft trat, war ein bedeutender Schritt in Richtung nationaler Einheit und stellte in vielerlei Hinsicht eine Vorlage für die spätere Verfassung des Deutschen Kaiserreichs dar.


Die Verfassung des Norddeutschen Bundes war eine konstitutionelle Monarchie mit einem Bundesrat, der die einzelnen Staaten repräsentierte, und einem Reichstag, der durch allgemeine Wahlen bestimmt wurde. Sie gewährte Grundrechte wie die Presse- und Versammlungsfreiheit und etablierte ein System der Gewaltenteilung. Obwohl die Macht des Kaisers und des Bundesrates beträchtlich war, stellte der Reichstag einen wichtigen Schritt in Richtung parlamentarischer Demokratie dar.


Die Gründung des Deutschen Kaiserreichs im Jahr 1871, nach dem Sieg über Frankreich, war der Höhepunkt dieser Entwicklung. Das Kaiserreich war eine Erweiterung des Norddeutschen Bundes und umfasste nun alle deutschen Staaten außer Österreich. Die Verfassung des Kaiserreichs, die auf der Verfassung des Norddeutschen Bundes basierte, etablierte das deutsche Kaiserreich als föderale Monarchie unter der Führung des preußischen Königs, der nun auch Deutscher Kaiser wurde.


Die Verfassung des Deutschen Kaiserreichs, die 1871 in Kraft trat, markierte einen entscheidenden Moment in der deutschen Verfassungsgeschichte. Sie repräsentierte das Ergebnis eines langen Prozesses von politischen Kämpfen und Verhandlungen und stellte den ersten Schritt in Richtung einer nationalen Einheit Deutschlands dar. Die Verfassung des Kaiserreichs war ein komplexes Dokument, das sowohl liberale als auch konservative Elemente enthielt und versuchte, die verschiedenen politischen und sozialen Kräfte innerhalb des neuen Reiches zu balancieren.


Eines der wichtigsten Merkmale der Verfassung war die Schaffung einer föderalen Struktur, die die einzelnen deutschen Staaten unter der Führung Preußens und des deutschen Kaisers vereinte. Diese föderale Ordnung war ein Kompromiss, der die Autonomie der einzelnen Staaten anerkannte, gleichzeitig aber die Zentralgewalt in wichtigen Bereichen wie der Außenpolitik, dem Militär und der Wirtschaftspolitik stärkte. Der Bundesrat, der die einzelnen Staaten repräsentierte, und der Reichstag, das durch allgemeine Wahlen bestimmte Parlament, bildeten die Legislative des Reiches.


Die Verfassung gewährte auch eine Reihe von Grundrechten, darunter die Meinungs-, Presse- und Versammlungsfreiheit. Diese Rechte waren jedoch durch Notstandsgesetze und Einschränkungen begrenzt, die dem Kaiser und den Regierungen der einzelnen Staaten erhebliche Macht verliehen. Die Verfassung etablierte zudem das Prinzip der Gewaltenteilung, wobei die Judikative eine relativ unabhängige Rolle spielte.


Die Verfassung des Kaiserreichs war in vielerlei Hinsicht ein fortschrittliches Dokument, das wichtige liberale Prinzipien in das deutsche politische System einführte. Gleichzeitig blieb sie aber auch ein Produkt ihrer Zeit und reflektierte die dominierende Stellung Preußens und die konservative Natur des Kaiserreichs. Der Kaiser hatte umfangreiche Befugnisse, einschließlich der Ernennung des Reichskanzlers und der Kontrolle über das Militär, und die Rolle des Reichstags war trotz des allgemeinen Wahlrechts begrenzt.


Die Verfassung des Deutschen Kaiserreichs legte den Grundstein für die weitere politische Entwicklung Deutschlands bis zum Ersten Weltkrieg. Sie schuf ein stabiles politisches System, das jedoch auch inhärente Spannungen und Widersprüche aufwies. Die Machtverteilung zwischen Kaiser, Reichstag und Bundesrat sowie die Frage der politischen Partizipation und der demokratischen Rechte sollten in den kommenden Jahrzehnten zentrale Themen der deutschen Politik bleiben.


Die frühe Verfassungsentwicklung in Deutschland bis zur Gründung des Deutschen Kaiserreichs im Jahr 1871 war ein Prozess, der von politischen Umbrüchen, gesellschaftlichen Veränderungen und dem Ringen um die beste Form der Staatsführung geprägt war. Diese Entwicklung spiegelt die komplexen Herausforderungen wider, mit denen Deutschland während seiner Formationsphase als Nation konfrontiert war. Sie zeigt, wie sich die politischen Strukturen von einer losen Ansammlung von Fürstentümern und freien Städten hin zu einem vereinten Nationalstaat unter einer konstitutionellen Monarchie entwickelten.8


Die Verfassungsgeschichte Deutschlands bis 1871 ist auch die Geschichte des deutschen Liberalismus und Nationalismus, deren Anhänger sich für politische Reformen, nationale Einheit und demokratische Rechte einsetzten. Die verschiedenen Verfassungen, die in dieser Zeit in den deutschen Staaten eingeführt wurden, spiegeln den fortschreitenden Einfluss dieser Ideen wider, auch wenn sie oft hinter den Erwartungen der liberalen Bewegung zurückblieben.


Die Revolution von 1848/49 und die Paulskirchenverfassung waren Höhepunkte dieser Entwicklung. Sie zeigten das Potenzial für eine demokratischere und einheitlichere deutsche Nation, auch wenn sie letztlich scheiterten. Die Erfahrungen und Bestrebungen dieser Zeit hatten jedoch einen nachhaltigen Einfluss auf das politische Bewusstsein in Deutschland und trugen zur Formung der politischen Kultur bei, die später im Deutschen Kaiserreich zum Tragen kam. Die Verfassung des Deutschen Kaiserreichs von 1871 war ein bedeutender Meilenstein in der deutschen Verfassungsgeschichte. Sie schuf eine föderale Monarchie, die die verschiedenen deutschen Staaten unter einer zentralen Autorität vereinte, und führte bedeutende liberale Elemente wie das allgemeine Wahlrecht und Grundrechte ein. Gleichzeitig reflektierte sie die politischen Realitäten der Zeit, in denen die Macht des Kaisers und der konservativen Kräfte vorherrschend war.


Die frühe Verfassungsentwicklung in Deutschland bis 1871 legte den Grundstein für die weitere politische und gesellschaftliche Entwicklung des Landes. Sie zeigt, wie Deutschland sich von einem patchworkartigen Reich unabhängiger Staaten zu einem modernen Nationalstaat entwickelte. Diese Entwicklung war nicht linear und von vielen Rückschlägen geprägt, aber sie war entscheidend für die Formung des modernen Deutschlands.


Die Ereignisse und Verfassungen dieser Zeit sind nicht nur von historischem Interesse, sondern bieten auch wertvolle Einblicke in die Herausforderungen und Möglichkeiten, die sich stellen, wenn eine Nation sich selbst zu definieren und eine passende Staatsform zu finden versucht. Sie sind ein wichtiges Kapitel in der Geschichte der deutschen Demokratie und Staatlichkeit und bleiben ein faszinierendes Studienfeld für Historiker, Juristen und alle, die sich für die Entwicklung von Staaten und Gesellschaften interessieren.


Verfassungsurkunde für den Preußischen Staat vom 31. Januar 18509
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Abbildung 1: Preußische Verfassungsurkunde von 1850







Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden, König von Preußen etc. etc. thun kund und fügen zu wissen, daß Wir, nachdem die von Uns unterm 5. Dezember 1848 vorbehaltlich der Revision im ordentlichen Wege der Gesetzgebung verkündigte und von beiden Kammern Unseres Königreichs anerkannte Verfassung des preußischen Staats der darin angeordneten Revision unterworfen ist, die Verfassung in Uebereinstimmung mit beiden Kammern endgültig festgestellt haben.


Wir verkünden demnach dieselbe als Staatsgrundgesetz, wie folgt:


Titel I. Vom Staatsgebiete


Art. 1 - Alle Landestheile der Monarchie in ihrem gegenwärtigen Umfange bilden das preußische Staatsgebiet.


Art. 2 - Die Gränzen dieses Staatsgebiets können nur durch ein Gesetz verändert werden.


Titel II. Von den Rechten der Preußen


Art. 3 - Die Verfassung und das Gesetz bestimmen, unter welchen Bedingungen die Eigenschaft eines Preußen und die staatsbürgerlichen Rechte erworben, ausgeübt und verloren werden.


Art. 4 - Alle Preußen sind vor dem Gesetz gleich. Standesvorrechte finden nicht statt. Die öffentlichen Aemter sind, unter Einhaltung der von den Gesetzen festgestellten Bedingungen, für alle dazu Befähigten gleich zugänglich.


Art. 5 - Die persönliche Freiheit ist gewährleistet. Die Bedingungen und Formen, unter welchen eine Beschränkung derselben, insbesondere eine Verhaftung zulässig ist, werden durch das Gesetz bestimmt.


Art. 6 - Die Wohnung ist unverletzlich. Das Eindringen in dieselbe und Haussuchungen, so wie die Beschlagnahme von Briefen und Papieren sind nur in den gesetzlich bestimmten Fällen und Formen gestattet.


Art. 7 - Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden. Ausnahmegerichte und außerordentliche Kommissionen sind unstatthaft.


Art. 8 - Strafen können nur in Gemäßheit des Gesetzes angedroht oder verhängt werden.


Art. 9 - Das Eigenthum ist unverletzlich. Es kann nur aus Gründen des öffentlichen Wohles gegen vorgängige, in dringenden Fällen wenigstens vorläufig festzustellende Entschädigung nach Maaßgabe des Gesetzes entzogen oder beschränkt werden.


Art. 10 - Der bürgerliche Tod und die Strafe der Vermögenseinziehung finden nicht statt.


Art. 11 - Die Freiheit der Auswanderung kann von Staatswegen nur in Bezug auf die Wehrpflicht beschränkt werden. Abzugsgelder dürfen nicht erhoben werden.


Art. 12 - Die Freiheit des religiösen Bekenntnisses, die Vereinigung zu Religionsgesellschaften (Art. 30 und 31) und der gemeinsamen häuslichen und öffentlichen Religionsübung wird gewährleistet. Der Genuß der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte ist unabhängig von dem religiösen Bekenntnisse. Den bürgerlichen und staatsbürgerlichen Pflichten darf durch die Ausübung der Religionsfreiheit kein Abbruch geschehen.


Art. 13 - Die Religionsgesellschaften, so wie die geistlichen Gesellschaften, welche keine Korporationsrechte haben, können diese Rechte nur durch besondere Gesetze erlangen.


Art. 14 - Die christliche Religion wird bei denjenigen Einrichtungen des Staats, welche mit der Religionsübung im Zusammenhange stehen, unbeschadet der im Art. 12 gewährleisteten Religionsfreiheit zum Grunde gelegt.


Art. 15 - Die evangelische und die römisch-katholische Kirche, so wie jede andere Religionsgesellschaft, ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selbstständig und bleibt im Besitz und Genuß der für ihre Kultus-, Unterrichts- und Wohlthätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und Fonds.


Art. 16 - Der Verkehr der Religionsgesellschaften mit ihren Oberen ist ungehindert. Die Bekanntmachung kirchlicher Anordnungen ist nur denjenigen Beschränkungen unterworfen, welchen alle übrigen Veröffentlichungen unterliegen.


Art. 17 - Ueber das Kirchenpatronat und die Bedingungen, unter welchen dasselbe aufgehoben werden kann, wird ein besonderes Gesetz ergehen.


Art. 18 - Das Ernennungs-, Vorschlags-, Wahl- und Bestätigungsrecht bei Besetzung kirchlicher Stellen ist, so weit es dem Staate zusteht, und nicht auf dem Patronat oder besonderen Rechtstiteln beruht, aufgehoben. Auf die Anstellung von Geistlichen beim Militair und an öffentlichen Anstalten findet diese Bestimmung keine Anwendung.


Art. 19 - Die Einführung der Civilehe erfolgt nach Maaßgabe eines besonderen Gesetzes, was auch die Führung der Civilstandsregister regelt.


Art. 20 - Die Wissenschaft und ihre Lehre ist frei.


Art. 21 - Für die Bildung der Jugend soll durch öffentliche Schulen genügend gesorgt werden. Eltern und deren Stellvertreter dürfen ihre Kinder oder Pflegebefohlenen nicht ohne den Unterricht lassen, welcher für die öffentlichen Volksschulen vorgeschrieben ist.


Art. 22 - Unterricht zu ertheilen und Unterrichtsanstalten zu gründen und zu leiten, steht Jedem frei, wenn er seine sittliche, wissenschaftliche und technische Befähigung den betreffenden Staatsbehörden nachgewiesen hat.


Art. 23 - Alle öffentlichen und Privat-Unterrichts- und Erziehungsanstalten stehen unter der Aufsicht vom Staate ernannter Behörden. Die öffentlichen Lehrer haben die Rechte und Pflichten der Staatsdiener.


Art. 24 - Bei der Errichtung der öffentlichen Volksschulen sind die konfessionellen Verhältnisse möglichst zu berücksichtigen. Den religiösen Unterricht in der Volksschule leiten die betreffenden Religionsgesellschaften. Die Leitung der äußeren Angelegenheiten der Volksschule steht der Gemeinde zu. Der Staat stellt, unter gesetzlich geordneter Betheiligung der Gemeinden, aus der Zahl der Befähigten die Lehrer der öffentlichen Volksschulen an.


Art. 25 - Die Mittel zur Errichtung, Unterhaltung und Erweiterung der öffentlichen Volksschule werden von den Gemeinden, und im Falle des nachgewiesenen Unvermögens, ergänzungsweise vom Staate aufgebracht. Die auf besonderen Rechtstiteln beruhenden Verpflichtungen Dritter bleiben bestehen. Der Staat gewährleistet demnach den Volksschullehrern ein festes, den Lokalverhältnissen angemessenes Einkommen. In der öffentlichen Volksschule wird der Unterricht unentgeltlich ertheilt.


Art. 26 - Ein besonderes Gesetz regelt das ganze Unterrichtswesen.


Art. 27 - Jeder Preuße hat das Recht, durch Wort, Schrift, Druck und bildliche Darstellung seine Meinung frei zu äußern. Die Censur darf nicht eingeführt werden; jede andere Beschränkung der Preßfreiheit nur im Wege der Gesetzgebung.


Art. 28 - Vergehen, welche durch Wort, Schrift, Druck oder bildliche Darstellung begangen werden, sind nach den allgemeinen Strafgesetzen zu bestrafen.


Art. 29 - Alle Preußen sind berechtigt, sich ohne vorgängige obrigkeitliche Erlaubniß friedlich und ohne Waffen in geschlossenen Räumen zu versammeln. Diese Bestimmung bezieht sich nicht auf Versammlungen unter freiem Himmel, welche auch in Bezug auf vorgängige obrigkeitliche Erlaubniß der Verfügung des Gesetzes unterworfen sind.


Art. 30 - Alle Preußen haben das Recht, sich zu solchen Zwecken, welche den Strafgesetzen nicht zuwiderlaufen, in Gesellschaften zu vereinigen. Das Gesetz regelt, insbesondere zur Aufrechthaltung der öffentlichen Sicherheit, die Ausübung des in diesem und in dem vorstehenden Artikel (29) gewährleisteten Rechts. Politische Vereine können Beschränkungen und vorübergehenden Verboten im Wege der Gesetzgebung unterworfen werden.


Art. 31 - Die Bedingungen, unter welchen Korporationsrechte ertheilt oder verweigert werden, bestimmt das Gesetz.


Art. 32 - Das Petitionsrecht steht allen Preußen zu. Petitionen unter einem Gesammtnamen sind nur Behörden und Korporationen gestattet.


Art. 33 - Das Briefgeheimniß ist unverletzlich. Die bei strafgerichtlichen Untersuchungen und in Kriegsfällen nothwendigen Beschränkungen sind durch die Gesetzgebung festzustellen.


Art. 34 - Alle Preußen sind wehrpflichtig. Den Umfang und die Art dieser Pflicht bestimmt das Gesetz.


Art. 35 - Das Heer begreift alle Abtheilungen des stehenden Heeres und der Landwehr. Im Falle des Krieges kann der König nach Maaßgabe des Gesetzes den Landsturm aufbieten.


Art. 36 - Die bewaffnete Macht kann zur Unterdrückung innerer Unruhen und zur Ausführung der Gesetze nur in den vom Gesetze bestimmten Fällen und Formen und auf Requisition der Civilbehörden verwendet werden. In letzterer Beziehung hat das Gesetz die Ausnahmen zu bestimmen.


Art. 37 - Der Militairgerichtsstand des Heeres beschränkt sich auf Strafsachen und wird durch das Gesetz geregelt. Die Bestimmungen über die Militairdisziplin im Heere bleiben Gegenstand besonderer Verordnungen.


Art. 38 - Die bewaffnete Macht darf weder in noch außer dem Dienste berathschlagen oder sich anders, als auf Befehl versammeln. Versammlungen und Vereine der Landwehr zur Berathung militairischer Einrichtungen, Befehle und Anordnungen sind auch dann, wenn dieselbe nicht zusammenberufen ist, untersagt.


Art. 39 - Auf das Heer finden die in den Art. 5, 6, 29, 30 und 32 enthaltenen Bestimmungen nur in soweit Anwendung, als die militairischen Gesetze und Disziplinarvorschriften nicht entgegenstehen.


Art. 40 - Die Errichtung von Lehen und die Stiftung von Familien-Fideikommissen ist untersagt. Die bestehenden Lehen und Familien-Fideikommisse sollen durch gesetzliche Anordnung in freies Eigenthum umgestaltet werden. Auf Familien-Stiftungen finden diese Bestimmungen keine Anwendung.


Art. 41 - Vorstehende Bestimmungen (Artikel 40) finden auf die Thronlehen, das Königliche Haus- und Prinzliche Fideikommiß, sowie auf die außerhalb des Staats belegenen Lehen und die ehemals reichsunmittelbaren Besitzungen und Fideikommisse, insofern letztere durch das deutsche Bundesrecht gewährleistet sind, zur Zeit keine Anwendung. Die Rechtsverhältnisse derselben sollen durch besondere Gesetze geordnet werden.


Art. 42 - Das Recht der freien Verfügung über das Grundeigenthum unterliegt keinen anderen Beschränkungen, als denen der allgemeinen Gesetzgebung. Die Theilbarkeit des Grundeigenthums und die Ablösbarkeit der Grundlasten wird gewährleistet. Für die todte Hand sind Beschränkungen des Rechts, Liegenschaften zu erwerben und über sie zu verfügen, zulässig. Aufgehoben ohne Entschädigung sind:


1. die Gerichtsherrlichkeit, die gutsherrliche Polizei und obrigkeitliche Gewalt, sowie die gewissen Grundstücken zustehenden Hoheitsrechte und Privilegien;


2. die aus diesen Befugnissen, aus der Schutzherrlichkeit, der früheren Erbunterthänigkeit, der früheren Steuer- und Gewerbeverfassung herstammenden Verpflichtungen.


Mit den aufgehobenen Rechten fallen auch die Gegenleistungen und Lasten weg, welche den bisherigen Berechtigten dafür oblagen. Bei erblicher Ueberlassung eines Grundstückes ist nur die Uebertragung des vollen Eigenthums zulässig; jedoch kann auch hier ein fester ablösbarer Zins vorbehalten werden. Die weitere Ausführung dieser Bestimmungen bleibt besonderen Gesetzen vorbehalten.


Titel II. Vom Könige


Art. 43 - Die Person des Königs ist unverletzlich.


Art. 44 - Die Minister des Königs sind verantwortlich. Alle Regierungsakte des Königs bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung eines Ministers, welcher dadurch die Verantwortlichkeit übernimmt.


Art. 45 - Dem Könige allein steht die vollziehende Gewalt zu. Er ernennt und entläßt die Minister. Er befiehlt die Verkündigung der Gesetze und erläßt die zu deren Ausführung nöthigen Verordnungen.


Art. 46 - Der König führt den Oberbefehl über das Heer.


Art. 47 - Der König besetzt alle Stellen im Heere, sowie in den übrigen Zweigen des Staatsdienstes, sofern nicht das Gesetz ein Anderes verordnet.


Art. 48 - Der König hat das Recht, Krieg zu erklären und Frieden zu schließen, auch andere Verträge mit fremden Regierungen zu errichten. Letztere bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Zustimmung der Kammern, sofern es Handelsverträge sind, oder wenn dadurch dem Staate Lasten oder einzelnen Staatsbürgern Verpflichtungen auferlegt werden.


Art. 49 - Der König hat das Recht der Begnadigung und Strafmilderung. Zu Gunsten eines wegen seiner Amtshandlungen verurtheilten Ministers kann dieses Recht nur auf Antrag derjenigen Kammer ausgeübt werden, von welcher die Anklage ausgegangen ist. Der König kann bereits eingeleitete Untersuchungen nur auf Grund eines besonderen Gesetzes niederschlagen.


Art. 50 - Dem Könige steht die Verleihung von Orden und anderen mit Vorrechten nicht verbundenen Auszeichnungen zu. Er übt das Münzrecht nach Maaßgabe des Gesetzes.


Art. 51 - Der König beruft die Kammern und schließt ihre Sitzungen. Er kann sie entweder beide zugleich oder auch nur eine auflösen. Es müssen aber in einem solchen Falle innerhalb eines Zeitraums von sechzig Tagen nach der Auflösung die Wähler und innerhalb eines Zeitraums von neunzig Tagen nach der Auflösung die Kammern versammelt werden.


Art. 52 - Der König kann die Kammern vertagen. Ohne deren Zustimmung darf diese Vertagung die Frist von dreißig Tagen nicht übersteigen und während derselben Session nicht wiederholt werden.


Art. 53 - Die Krone ist, den Königlichen Hausgesetzen gemäß, erblich in dem Mannsstamme des Königlichen Hauses nach dem Rechte der Erstgeburt und der agnatischen Linealfolge.


Art. 54 - Der König wird mit Vollendung des achtzehnten Lebensjahres volljährig.


Er leistet in Gegenwart der vereinigten Kammern das eidliche Gelöbniß, die Verfassung des Königreichs fest und unverbrüchlich zu halten und in Uebereinstimmung mit derselben und den Gesetzen zu regieren.


Art. 55 - Ohne Einwilligung beider Kammern kann der König nicht zugleich Herrscher fremder Reiche sein.


Art. 56 - Wenn der König minderjährig oder sonst dauernd verhindert ist, selbst zu regieren, so übernimmt derjenige volljährige Agnat (Art. 53), welcher der Krone am nächsten steht, die Regentschaft. Er hat sofort die Kammern zu berufen, die in vereinigter Sitzung über die Nothwendigkeit der Regentschaft beschließen.


Art. 57 - Ist kein volljähriger Agnat vorhanden und nicht bereits vorher gesetzliche Fürsorge für diesen Fall getroffen, so hat das Staatsministerium die Kammern zu berufen, welche in vereinigter Sitzung einen Regenten erwählen. Bis zum Antritt der Regentschaft von Seiten desselben führt das Staatsministerium die Regierung.


Art. 58 - Der Regent übt die dem Könige zustehende Gewalt in dessen Namen aus. Derselbe schwört nach Einrichtung der Regentschaft vor den vereinigten Kammern einen Eid, die Verfassung des Königreichs fest und unverbrüchlich zu halten und in Uebereinstimmung mit derselben und den Gesetzen zu regieren. Bis zu dieser Eidesleistung bleibt in jedem Falle das bestehende gesammte Staatsministerium für alle Regierungshandlungen verantwortlich.


Art. 59 - Dem Kron-Fideikommißfonds verbleibt die durch das Gesetz vom 17. Januar 1820 auf die Einkünfte der Domainen und Forsten angewiesene Rente.


Titel IV. Von den Ministern


Art. 60 - Die Minister, so wie die zu ihrer Vertretung abgeordneten Staatsbeamten haben Zutritt zu jeder Kammer und müssen auf ihr Verlangen zu jeder Zeit gehört werden. Jede Kammer kann die Gegenwart der Minister verlangen. Die Minister haben in einer oder der anderen Kammer nur dann Stimmrecht, wenn sie Mitglieder derselben sind.


Art. 61 - Die Minister können durch Beschluß einer Kammer wegen des Verbrechens der Verfassungsverletzung, der Bestechung und des Verrathes angeklagt werden. Ueber solche Anklage entscheidet der oberste Gerichtshof der Monarchie in vereinigten Senaten. So lange noch zwei oberste Gerichtshöfe bestehen, treten dieselben zu obigem Zwecke zusammen. Die näheren Bestimmungen über die Fälle der Verantwortlichkeit, über das Verfahren und über die Strafen werden einem besonderen Gesetz vorbehalten.


Titel V. Von den Kammern


Art. 62 - Die gesetzgebende Gewalt wird gemeinschaftlich durch den König und durch zwei Kammern ausgeübt. Die Uebereinstimmung des Königs und beider Kammern ist zu jedem Gesetze erforderlich. Finanzgesetz-Entwürfe und Staatshaushalts-Etats werden zuerst der zweiten Kammer vorgelegt; letztere werden von der ersten Kammer im Ganzen angenommen oder abgelehnt.


Art. 63 - Nur in dem Falle, wenn die Aufrechthaltung der öffentlichen Sicherheit, oder die Beseitigung eines ungewöhnlichen Nothstandes es dringend erfordert, können, insofern die Kammern nicht versammelt sind, unter Verantwortlichkeit des gesammten Staatsministeriums, Verordnungen, die der Verfassung nicht zuwiderlaufen, mit Gesetzeskraft erlassen werden. Dieselben sind aber den Kammern bei ihrem nächsten Zusammentritt zur Genehmigung sofort vorzulegen.


Art. 64 - Dem Könige, so wie jeder Kammer, steht das Recht zu, Gesetze vorzuschlagen. Gesetzesvorschläge, welche durch eine der Kammern oder den König verworfen worden sind, können in derselben Sitzungsperiode nicht wieder vorgebracht werden.


Art. 65 - Die erste Kammer besteht:


a) aus den großjährigen Königlichen Prinzen;


b) aus den Häuptern der ehemals unmittelbaren reichsständischen Häuser in Preußen - und aus den Häuptern derjenigen Familien, welchen durch Königliche Verordnung das nach der Erstgeburt und Linealfolge zu vererbende Recht auf Sitz und Stimme in der ersten Kammer beigelegt wird. In dieser Verordnung werden zugleich die Bedingungen festgesetzt, durch welche dieses Recht an einen bestimmten Grundbesitz geknüpft ist. Das Recht kann durch Stellvertretung nicht ausgeübt werden und ruht während der Minderjährigkeit oder während eines Dienstverhältnisses zu der Regierung eines nichtdeutschen Staats, ferner auch so lange der Berechtigte seinen Wohnsitz außerhalb Preußen hat;


c) aus solchen Mitgliedern, welche der König auf Lebenszeit ernennt. Ihre Zahl darf den zehnten Theil der zu a. und b. genannten Mitglieder nicht übersteigen.


d) aus neunzig Mitgliedern, welche in Wahlbezirken, die das Gesetz feststellt, durch die dreißigfache Zahl derjenigen Urwähler (Art. 70), welche die höchsten direkten Staatssteuern bezahlen, durch direkte Wahl nach Maaßgabe des Gesetzes gewählt werden;


e) aus dreißig, nach Maaßgabe des Gesetzes von den Gemeinderäthen gewählten Mitglieder aus den größeren Städten des Landes. Die Gesammtzahl der unter a. bis c. genannten Mitglieder darf die Zahl der unter d. und e. bezeichneten nicht übersteigen. Eine Auflösung der ersten Kammer bezieht sich nur auf die aus Wahl hervorgegangenen Mitglieder.
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